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rinnen und Wähler das wich-
tigste Thema. Unsere Partei
muss hier in Zukunft überzeu-
gende Antworten liefern,
sonst wird sie keinen Erfolg
haben.

Sollte das deutsche Asyl-
recht geändert werden?

WEIL: Ganz klar: Nein. Das
Grundgesetz Deutschlands
und die Genfer Flüchtlings-
konvention sind richtigerwei-
se die Grundlage. Wir dürfen
nicht daran rütteln, dass Men-
schen, die zum Beispiel auf-
grund ihrer Religion verfolgt
werden, bei uns Schutz fin-
den. Das Problem ist: 2015
und 2016 haben wir einen par-
tiellen Kontrollverlust des
deutschen Staates erlebt. Das
darf sich nie wieder ereignen.
Man kann nur eine offene Ge-
sellschaft vertreten, wenn
man zugleich für einen star-
ken Staat eintritt.

Ist das kein Gegensatz?
WEIL: Nein. Das Eintreten

für einen starken Staat ist die
Voraussetzung dafür, dass die
Menschen in unserer Gesell-
schaft tolerant bleiben kön-
nen. Nicht die wirtschaftlich
Bessergestellten machen sich
die größten Sorgen, sondern
die anderen. Das muss sich die
SPD bewusst machen. Das hat
sie in den letzten Jahren nicht
genug getan. Wir stehen für
eine offene Gesellschaft, die
Schutz bietet. Aber wir wollen
überhaupt nichts anbrennen
lassen, was das Thema Sicher-
heitsgefühl angeht – und ich
meine da nicht nur genug Po-
lizeikräfte.

Deutschland schiebt Hun-
derttausende rechtskräftig ab-
gelehnte Asylbewerber nicht
ab. Soll das so bleiben?

WEIL: Ich war zehn Jahre
lang Ordnungsdezernent in ei-

dass sie mitunter Klärung ver-
mieden hat, um Geschlossen-
heit zu bewahren. Und das ob-
wohl eine Klärung dringend
nötig gewesen wäre.

Zum Beispiel?
WEIL: Das wichtigste Bei-

spiel sind die Herausforderun-
gen rund um Zuwanderung
und Integration. Hier handelt
die SPD wie in vielen anderen
Fragen stellvertretend für die
gesamte Gesellschaft. Men-
schen, die Schutz und Zu-
flucht brauchen, denen wol-
len wir auch helfen. Auf der
anderen Seite wissen wir aber:
Eine Gesellschaft hat auch
Grenzen der Integrationsfä-
higkeit. Das können die Kom-
munalpolitiker in der SPD an-
hand zahlreicher Beispiele
darlegen. Die SPD hat es ver-
mieden, diese beiden Pole ver-
nünftig zusammenzufügen.
Das ist ein Aspekt, warum wir
bei den Bundestagswahlen so
schlecht abgeschnitten haben.
Es war sogar für viele Wähle-

Von Florian Quanz
und Tibor Pézsa

I n Umfragen stürzt die SPD
weiter ab. Wie erklären Sie
sich das?

STEPHAN WEIL: Vertrauen
verliert man schneller, als
man es zurückgewinnt. Es ist
nicht zu erwarten, dass die
SPD jetzt blitzartig wieder 25
Prozent und mehr erreichen
wird. Das wird das Ergebnis
von harter Arbeit sein, die sich
gegebenenfalls über einen län-
geren Zeitraum erstrecken
muss.

Der ehemalige SPD-Kanzler-
kandidat Peer Steinbrück
schreibt, dass die SPD sich lie-
ber mit politischen Sandkas-
tenspielchen und parteiinter-
nem Proporz beschäftigt, als
mit den drängenden Fragen
des Staates. Stimmen Sie zu?

WEIL: Die schärfsten Kriti-
ker der Elche waren in der Re-
gel selber welcher. Mehr
möchte ich zu Peer Steinbrück
nicht sagen. Die SPD aber hat
sicher eine Vielzahl von Bau-
stellen. Ihre Erneuerung muss
mit Leben gefüllt werden, po-
litisch-inhaltlich, organisato-
risch, auch kulturell.

Was muss die SPD besser
machen?

WEIL: Vieles, und dabei geht
es beileibe nicht nur um das
letzte Jahr. Wir müssen uns
fragen, was wir in den letzten
zehn Jahren falsch gemacht
haben. Die SPD steht vor einer
längeren Phase des Aufräu-
mens und des Neuanfangs.

Stimmt es eigentlich, dass
der SPD-Vorstand 45 Mitglie-
der hat?

WEIL: Ja, das stimmt. Ich bin
als Gast dabei.

Hilft diese Masse beim Auf-
räumen?

WEIL: Die Größe des Vor-
standes ist weniger entschei-
dend, wichtiger sind lebendi-
ge Diskussionen und am Ende
klare Entscheidungen. Die
SPD hat in den vergangenen
Jahren den Fehler gemacht,

„Viele werden bleiben“
Interview: Stephan Weil (SPD) rät bei Migration zu starkem Staat – Fahrverbote für Dieselautos will er vermeiden

ner deutschen Großstadt.
Über meinen Schreibtisch
sind diese gewaltigen Verwal-
tungsakten gegangen. Da ha-
ben sich jahrzehntelange Fa-
miliengeschichten von Men-
schen niedergeschlagen, die
theoretisch nicht hierbleiben
durften, aber faktisch doch ge-
blieben sind. Diese Menschen
haben hier bei uns Kinder und
später Enkelkinder bekom-
men. Das erste, was man
nüchtern anerkennen muss,
ist, dass viele Menschen, die
zu uns kommen, bleiben wer-
den, weil sie von ihren Hei-
matländern nicht wieder auf-
genommen werden oder aus
anderen Gründen. Umso wich-
tiger ist es aber, dass wir nicht
noch einmal unkontrollierte
Zuwanderung erleben. Das
muss ebenso konsequent be-
achtet werden, wie wir die In-
tegration konsequenter voran-
bringen müssen.

Sprechen wir über Volkswa-
gen: Dort sitzen Sie als nieder-
sächsischer Ministerpräsident
im Präsidium des Aufsichtsra-
tes. Ist die Verquickung von Po-
litik und Wirtschaft ein Fluch
oder Segen?

WEIL: Wenn Sie damit die
Beteiligung des Landes an
Volkswagen meinen, ist dies
eine ausge-
sprochen gute
Sache. Seit fast
70 Jahren sind
das Land Nie-
dersachsen
und Volkswa-
gen eng mitei-
nander ver-
bunden, und
wenn man zu-
rückblickt,
war dies so-
wohl für VW
als auch für
Niedersach-
sen gut.

Viele Dieselfahrer fühlen
sich derzeit betrogen. Nicht
nur von VW, sondern von allen,
die da mitgemischt haben,
auch von der Politik. Da haben
doch staatliche Aufsicht und
die des Aufsichtsrates versagt.

WEIL: Bezogen auf Volkswa-
gen ist das Dieselgate-Problem
wahrscheinlich in den Jahren
2006 und 2007 entstanden. Ich
bin seit 2013 im Aufsichtsrat,
da hatte sich das Ganze schon
wie ein Krebsgeschwür durch
den Organismus von Volkswa-
gen gefressen. Ebenso wie un-
sere Vorgängerregierungen
hatten wir damals nicht die
leiseste Ahnung, dass es ein
solch großes Problem gab. An-
ders ist es übrigens bei der Zu-
lassung von Fahrzeugen durch
das Kraftfahrtbundesamt. Die
Fachleute wussten sicher, dass
die Prüfstände nur sehr be-
grenzt die Realität widerspie-
geln.

„Offen ist in der Tat
noch die Frage: Wann
wusste welches VW-Vor-
standsmitglied was?“

S T E P H A N  W E I L
M I N I S T E R P R Ä S I D E N T

Derzeit wird vor dem Ober-
landesgericht in Braunschweig
auch thematisiert, dass der da-
malige Vorstandssprecher Mar-
tin Winterkorn schon lange vor
Bekanntwerden der Manipula-
tionen eben darüber infor-
miert wurde. Wann kann VW
davon absehen und den Blick
endlich wieder nach vorn rich-
ten?

WEIL: Das wird noch dau-
ern. Der Kern der Geschichte
ist bekannt. Den finden Sie
seit Januar 2016 auf der Inter-
netseite des US-Justizministe-
riums. Da ist der Vorgang auf
30 Seiten ziemlich präzise zu-
sammengefasst worden. Offen
ist in der Tat noch die Frage:
Wann wusste welches VW-
Vorstandsmitglied was?

Halten Sie die nun diskutier-
ten Fahrverbote und blauen
Plaketten für einen Teil der Lö-
sung oder des Problems?

WEIL: Ich glaube nicht, dass
sie Teil der Lösung sind. Was
wäre denn die Folge, wenn
massenhaft Fahrverbote für
Dieselautos ausgesprochen
würden? Die Fahrer würden in
hohem Maße Benziner kau-
fen. Dieselautos haben gegen-
über Benzinern aber einen
ganz entscheidenden Vorteil.
Sie stoßen viel weniger CO2
aus. Schon im Jahr 2020 wer-
den wir strengere CO2 Grenz-
werte in den deutschen Städ-
ten haben. Es droht also, dass
wir aus der Dieselfalle in die
Benzinfalle tappen, und dann
geht gegebenenfalls das Ver-
botsspiel von Neuem los. Da-
vor kann ich nur dringend
warnen.

Für Niedersachsen bin ich
zuversichtlich, dass wir die
Grenzwerte in absehbarer Zeit
einhalten können. Insofern
wären Fahrverbote unverhält-
nismäßig. Das begründet im
Kern meine Ablehnung der
blauen Plaketten.

Das Thema
Die SPD-Mitglieder haben
ihrer Partei den Weg in
eine neue Große Koalition
gebahnt. Doch der SPD
geht es schlecht, sie muss
ihre Themen überdenken
und sich erneuern. Darü-
ber und über den Diesel-
skandal sprachen wir mit
dem niedersächsischen
Ministerpräsidenten Ste-
phan Weil (SPD). Er ist zu-
gleich VW-Aufsichtsrat.

Der gebürtige Hamburger
Stephan Weil (59) ist seit
2013 niedersächsischer
Ministerpräsident und
seit 2012 Chef der nieder-
sächsischen SPD. Seit
1980 in der SPD, war der
verheiratete Vater eines
Sohnes von 1997 bis 2006
Stadtkämmerer in Hanno-
ver. Dann Oberbürger-
meister der Stadt, wurde
der Jurist 2013 Minister-
präsident (MP) einer rot-
grünen Koalition. Als MP
in Hannover gehört Weil
seitdem dem Aufsichtsrat
der Volkswagen AG an.

Nachdem die rot-grüne
Regierungskoalition in
Hannover im August 2017
geplatzt war, errang die
Landes-SPD unter Weils
Führung einen sensatio-
nellen Erfolg. Seitdem gibt
es in Niedersachsen eine
rot-schwarze Koalition.

Seine Freizeit verbringt
Weil, Fan des Bundesligis-
ten Hannover 96, am liebs-
ten zuhause, beim Joggen
oder beim Fußball. Unser
Foto zeigt ihn in seinem
Büro in der Staatskanzlei
an einer von Horst Antes
gefertigten Kopffüßler-
Skulptur. (tpa) Foto: Quanz

Zur Person:
Stephan Weil

Das Interview mit Stephan Weil (Mitte) führten
wir am Mittwoch in der niedersächsischen
Staatskanzlei, Hannover. Links unser Redakteur
Florian Quanz, rechts Tibor Pézsa. Foto: Reichert/nh

Ergänzen Sie bitte diesen Satz ...
ich möchte den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk nicht mis-
sen.
• Der Gedanke, in dreieinhalb
Jahren Kanzlerkandidat der
SPD zu sein ... liegt mir fern.
• Als Christian Lindner mit der
FDP die Jamaika-Sondierungen
abbrach ..., dachte ich, mich
streift ein Bus. Ich hatte ge-
glaubt, wir würden eine Jamai-
ka-Regierung bekommen.
• Die AfD wird in fünf Jahren ...
hoffentlich deutlich weniger
stark sein, als wir sie heute erle-
ben. Dafür müssen wir aber bes-
ser werden.
• An Niedersachsen mag ich
am meisten ... unsere Vielfalt.
Niedersachsen ist das vielfältigs-
te Land in Deutschland.

Wir baten Stephan Weil, vorge-
gebene Satzanfänge (fett ge-
druckt) zu ergänzen:

• Sigmar Gabriel hat als Au-
ßenminister so überzeugende
Arbeit geleistet... (Stephan
Weil:), dass er mit Recht hohe
Anerkennung dafür hat.
• Schwarmintelligenz oder
Schwarmdummheit? Mitglie-
derentscheide der SPD sind ...
demokratische Entscheidun-
gen; ich finde Demokratie gut.
• Das öffentlich-rechtliche
Rundfunksystem in Deutsch-
land kostet im Jahr etwa acht
Milliarden Euro. Das halte ich
... im Grundsatz für angemes-
sen. Wir müssen schauen, dass
es nicht viel teurer wird. Aber

MAGDEBURG. Nach seiner
auch innerparteilich umstrit-
tenen Rede zum Aschermitt-
woch zieht Sachsen-Anhalts
AfD-Landesvorsitzender und
Fraktionschef André Poggen-
burg Konsequenzen und gibt
beide Ämter auf. Er erkläre
„freiwillig und verbindlich“
seinen Rücktritt zum 31.
März, teilte der 42-Jährige ges-
tern in Magdeburg mit. Er be-
gründete seinen Schritt auch
mit dem bundesweiten Echo
auf seine Rede beim politi-
schen Aschermittwoch in
Sachsen. Es sei „ein enormer
medialer Druck aufgebaut“
worden. Die Bundesspitze der
AfD begrüßte die Entschei-
dung.

„Ich persönlich kann die-
sem Druck problemlos begeg-
nen, möchte diesen aber von
den Mitgliedern, Fraktionskol-
legen und Parteifreunden ab-
wenden“, so Poggenburg wei-
ter. Dieser trat Ende 2013 in
die AfD ein, wurde 2014 Lan-
desvorsitzender und führt die
Fraktion seit dem Einzug der
AfD als zweitstärkste Kraft in
den Magdeburger Landtag im
Frühjahr 2016.

Poggenburg hatte zuletzt
mit seiner Rede beim politi-
schen Aschermittwoch in
Sachsen bundesweit Schlag-
zeilen gemacht. Dort verun-
glimpfte er die in Deutschland
lebenden Türken pauschal als
„Kümmelhändler“ und „Ka-
meltreiber“, die in Deutsch-
land „nichts zu suchen und
nichts zu melden“ hätten. Das
brachte ihm bundesweite Em-
pörung und auch parteiinter-
ne Kritik ein. Der AfD-Bundes-
vorstand mahnte ihn einstim-
mig ab. Die Landtagsfraktion
entzog ihm das Vertrauen.
Kreisverbände in Sachsen-An-
halt meldeten vermehrt Aus-
tritte und den Rückzug von
Mitgliedsanträgen. (dpa)

AfD-Chef
Poggenburg
tritt zurück
Sachsen-Anhalt:
Reaktion auf Kritik

Rücktritt: AfD-Landespartei-
chef André Poggenburg.

Archivfoto: dpa

Kurz notiert
AfD-Chef Gauland (77)
will an Bord bleiben
Der AfD-Vorsitzende Alexander
Gauland will seine Partei auch in
die nächste
Bundestags-
wahl führen.
Der Bild-Zei-
tung sagte er:
„In der aktuel-
len Situation
muss ich an
Bord bleiben.“ Gauland, der im
Februar 77 wurde, wollte damit
wohl Spekulationen in der Partei
beenden, er könne wegen seines
Alters möglicherweise bald aus-
scheiden.

Islamist aus Worms
festgenommen
Die Generalstaatsanwaltschaft
Koblenz hat die Festnahme eines
mutmaßlichen Islamisten aus
Worms in Afghanistan bestätigt.
Gegen den Mann laufe ein Er-
mittlungsverfahren in Deutsch-
land, heißt es. Ein Auslieferungs-
ersuchen werde deswegen ge-
prüft.


